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des Herrn 

DES SAARLANDES 

IM NAMEN DES VOLKES 

GERICHTSBESCHEID 

In dem Verwaltungsrechtsstreit 

- Kläger­

Prozessbevollmächtigte: DGB Rechtsschutz GmbH - Büro Saarbrücken -, Fritz­
Dobisch-Straße 5, 66111 Saarbrücken, - 00141-20 -

gegen 

die Bundesrepublik Deutschland, 

- Beklagte -

Prozessbevollmächtigter:  

w e g e n dienstlicher Beurteilung 

hat die 2. Kammer des Verwaltungsgerichts des Saarlandes in Saarlouis durch den 

Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichts , die Richterin am Verwaltungs­gericht  

und den Richter am Verwaltungsgericht  am 30. April 2020 
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für R e c h t erkannt: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Die Kosten des Rechtsstreits trägt der Kläger. 

Der Gerichtsbescheid ist hinsichtlich der Kosten vorläufig voll­

streckbar. 

Der Kläger darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung 

oder Hinterlegung eines Betrages in Höhe der sich aus dem 

Kostenfestsetzungsbeschluss ergebenden Kostenschuld ab­

wenden, falls nicht die Beklagte vor der Vollstreckung Sicher­

heit in derselben Höhe leistet. 

Tatbestand 

Der Kläger stand als T. P. (Besoldungsgruppe A 9) im Dienst der Beklagten. Er 

war bei der D. beschäftigt und im hier streitigen Zeitraum vom 01.11.2013 bis 

31.05.2015 unter Wegfall der Besoldung zur Ausübung einer privatrechtlichen 

Tätigkeit bei der T. beurlaubt. Dort nahm er die nach TrfGr 07 bewertete 

Funktion als ICT Technical lnfrastructure Operations (ITO 11) wahr, was einer Tä­

tigkeit der Besoldungsgruppe A 11 des gehobenen Dienstes entsprach. Mit Be­

scheid vom 11.02.2019 wurde er gemäß§ 4 Abs. 1 des Gesetzes zur Verbesserung 

der personellen Struktur beim Bundeseisenbahnvermögen und in den Postnachfol­

geunternehmen mit Ablauf des 30.04.2019 in den Ruhestand versetzt. 

Am 20.11.2018 wurde der Kläger für den Zeitraum vom 01.11.2013 bis 31.05.2015 

unter Zugrundelegung der Beurteilungsrichtlinien für die bei der D. beschäftigten 

Beamtinnen und Beamten betreffend seine Tätigkeit bei der T. dienstlich 

beurteilt. Dabei wurde ihm das Gesamturteil „gut" in der Ausprägung ,,++" zuerkannt. 

Eine zuvor bereits für den gleichen Zeitraum (01.11.2013 bis 31.05.2015) erstellte 

dienstliche Beurteilung des Klägers war seitens der Beklagten aufgehoben worden, 

nachdem die Beklagte mit Urteil der Kammer vom 22.11.2017 -2 K 2650/16- ver­

pflichtet worden war, den Kläger für den Beurteilungszeitraum 01.11.2013 bis 

31.05.2015 unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut dienstlich zu 

beurteilen. In den Urteilsgründen war maßgeblich darauf abgestellt worden, dass die 
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667 40 Saarlouis, schriftlich oder in vorbezeichneter elektronischer Form einzu­

reichen. 

Die Berufung kann nur zugelassen werden, wenn 

1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Gerichtsbescheides bestehen,

2. die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten auf­
weist,

3. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,

4. der Gerichtsbescheid von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts,

des Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Ge­

richtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf

dieser Abweichung beruht oder

5. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel

geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Pro­

zesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt 

auch für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Oberverwaltungs­

gericht eingeleitet wird. Als Prozessbevollmächtigte sind Rechtsanwälte und die in 

§ 67 Abs. 4 Sätze 3, 4 und 7 i.V.m. Abs. 2 Satz 1 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO be­
zeichneten Personen und Organisationen zugelassen.

Statt des Antrages auf Zulassung der Berufung können die Beteiligten innerhalb 

eines Monats nach Zustellung des Gerichtsbescheides bei dem Verwaltungsge­

richt des Saarlandes, Kaiser-Wilhelm-Straße 15, 667 40 Saarlouis, schriftlich, in 
vorbezeichneter elektronischer Form oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 

der Geschäftsstelle mündliche Verhandlung beantragen. Wird der Antrag rechtzei­

tig gestellt, so gilt der Gerichtsbescheid als nicht ergangen; sonst wirkt er als rechts­
kräftiges Urteil. 

  

Beschluss 

Der Streitwert wird gemäß §§ 52 Abs. 2, 63 Abs. 2 GKG auf 

5.000,- € festgesetzt. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen die Festsetzung des Streitwerts steht den Beteiligten oder sonst von der Ent­
scheidung Betroffenen die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht des Saar­

landes, zu, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 Euro übersteigt. 
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Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht des Saarlandes, Kaiser- -

Wilhelm-Straße 15, 66740 Saarlouis, schriftlich, in elektronischer Form nach Maß­

gabe der für den elektronischen Rechtsverkehr mit dem Verwaltungsgericht gelten­

den Regelungen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 

einzulegen. 

Die Beschwerde ist nur bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Eintritt der 

Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder anderweitiger Erledigung zu­

lässig. 




